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Vorwort

 J ohann Benjamin Erhard gehört zu den Denker:innen der klas-
sischen deutschen Philosophie, die in bestimmten Jahren den 

Gang der Diskussion zwischen Kant und Hegel maßgeblich beein-
flusst haben, ohne ihre Ideen jedoch in einem Hauptwerk zusam-
menzufassen. Der Nürnberger war ein philosophischer Arzt mit 
kantischen Prinzipien. Vergleichbar mit Fichte wollte er nicht bloß 
denken, sondern handeln. Mit seinen Überlegungen zur Theorie 
der Gesetzgebung, zu einem Organon der Heilkunde oder zur 
Kritik der spekulativen Vernunft zielte er immer auf das politisch 
tätige Leben, nie ausschließlich auf das kontemplative. Ehe er sich 
nach 1800 fast ganz aus der gelehrten Diskussion zurückzog, hin-
terließ er wichtige Schriften zur medizinischen Gesetzgebung und 
auch zur Universitätsreform. Als dann im Jahr 1830 seine Denk-
würdigkeiten posthum einen intimeren Einblick in seine Gedan-
kenwelt gewährten, fielen die Reaktionen sehr unterschiedlich aus. 
Hegel, dem der Herausgeber Karl August Varnhagen von Ense das 
Werk als Zeichen historiographischer Nähe zugeeignet hatte, ver-
schlang die Charakteristiken und Briefe in nächtlicher Lektüre. 
Anders Goethe: Dieser fühlte sich eher an die ›Qual‹ erinnert, die 
ihm Erhard in früheren Jahren verursacht hatte, weil er – wie der 
Geheimrat es wahrnahm – aus seiner ›Sphäre‹ als Arzt heraus-
gegangen war und sich in die Felder der Kunst und Politik ein-
gemischt hatte. 

Tatsächlich war Erhard in vielen Sphären bewandert. Als Arzt 
stand er auf der Höhe seiner Zeit. Er besaß überdurchschnittliche 
mathematische Kenntnisse und gleichzeitig einen ausgeprägten 
Sinn für bildende Kunst. 1792 initiierte er zusammen mit Nürn-
berger Freunden den ersten deutschen Kunstverein. Mit Erhard 
konnten Kant, Reinhold, Wieland, Novalis, Schiller, Fichte, Niet-
hammer, Pestalozzi und viele andere Zeitgenossen ebenso über 
Fragen des Staatsrechts wie über Grundlagenprobleme der theo-
retischen Philosophie, über Medizin und Anthropologie, Religion 
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oder Ästhetik diskutieren. In Rezensionen und Gesprächen gab er 
Anstöße, die nicht ignoriert werden konnten. Heute ist Erhards 
intellektuelles Schwergewicht im historischen Bewusstsein aller-
dings längst nicht so gegenwärtig, wie ihm dies gebührt. Oft fehlt 
er, wo er hätte berücksichtigt werden können.

Ein angemessenes Gesamtbild seines vielseitigen Schaffens muss 
erst noch gezeichnet werden. Sein bekanntestes Werk ist die hier 
neu edierte Schrift Ueber das Recht des Volks zu einer Revolution 
aus dem Jahr 1795. Das Buch erschien in einer aufregenden Zwi-
schenzeit der Geschichte. Kant, an dessen praktische Philosophie 
es anschließt, hatte damals seine Überlegungen zur Rechtslehre 
noch nicht abschließend dargelegt und sie erst in der Metaphysik 
der Sitten von 1797 in Kenntnis von Erhards Schrift veröffentlicht. 
Auch Fichte, mit dem Erhard ebenfalls in mündlichem Austausch 
gestanden hatte, trat erst wenig später mit eigenen Grundlagen des 
Naturrechts hervor. In Frankreich war zudem die demokratische, 
jakobinisch geprägte Verfassung von 1793 nicht in Kraft getreten 
und wurde 1795 durch eine Direktorialverfassung ersetzt. Erhard 
hat sie sofort als erste wirklich humane Konstitution begrüßt. In 
seinem Beitrag zur staatsrechtlichen Diskussion mischt sich da-
her bereits die Bewunderung für die gedanklichen Fortschritte der 
Franzosen mit einer ersten Enttäuschung über den zunehmend 
verunglückenden Revolutionsverlauf. 

In dieser bewegten Übergangszeit der frühen 1790er Jahre kam 
es zu einer regelrechten Welle kantischer Naturrechtslehren. Die 
Gruppe ihrer Verfasser wird in der Geschichtsschreibung bis heute 
gerne als eine Art ›Schule‹ betrachtet. Richtiger ist, dass Kant eine 
›Bewegung‹ auslöste, die nur in Teilen und an bestimmten Orten 
eine Schulbildung betrieb. Eher handelte es sich um ein offenes, 
intellektuelles Beziehungsgeflecht, das durch den Paradigmen-
wechsel der Kantischen Philosophie verbunden wurde. Gleich-
wohl konnten die beteiligten Selbstdenker bei der Auslegung 
Kants in ganz unterschiedliche Richtungen geführt werden. In 
dieser Gemengelage staatsrechtlicher Überzeugungen orientierte 
sich Erhard ebenso an Kant wie an der französischen Verfassungs-
diskussion und vertrat ab 1794 einen kantischen Universalismus, 
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welcher die Legitimität von Verfassungen und d. h. auch die Recht-
mäßigkeit ihrer Umstürze an den historischen Prozess der Durch-
setzung von Menschenrechten band. Die neuere Menschenrechts-
forschung hat ihm deswegen eine Vorläuferstellung bescheinigt. 
Das Menschrechtsdenken wird bei ihm selbst zum revolutionären 
Projekt. Neben seiner ideengeschichtlich besonders prominenten 
Vernetzung und dem unmittelbaren Einfluss auf Schriften Kants, 
Fichtes oder Friedrich Schlegels ist es dieser Zusammenhang von 
kantischem Universalismus, Revolutionstheorie und Menschen-
rechtsdenken, welcher der hier neu vorgelegten Revolutionsschrift 
eine bleibende Aktualität verleiht. 

Die Beschäftigung mit Erhards politischer Theorie kann heute 
neue Wege gehen. Die 1970 von Hellmut G. Haasis (1942–2024) 
besorgte Ausgabe ist mehr als ein halbes Jahrhundert alt und ein 
Kind ihrer Zeit. Bereits 1962 hatte Richard Schottky (1924–1993) 
in seiner Münchner Dissertation den Einfluss des Nürnbergers 
auf Fichte herausgearbeitet. Später, 1967, nahm Dieter Henrich 
(1927–2022) gegen Kant und für Erhard mit der Überzeugung 
Partei, dass es Situationen geben könne, in denen man das Men-
schenrecht auch außerhalb der Grenzen des positiven Rechts aus 
moralischen Gründen verteidigen müsse. Die in vielerlei Hinsicht 
verdienstvolle Edition von Haasis wollte Erhard in erster Linie als 
Musterbeispiel eines besonders ›radikalen deutschen Jakobiners‹ 
ausweisen und ihn vor der marxistischen Kritik in Schutz nehmen, 
nur ein liberaler, bürgerlicher Denker gewesen zu sein. Mit dem 
Gestus der Vermächtnishistorie kam der Text »Zur Erinnerung 
deutscher Revolutionäre für die Zukunft« im Münchner Hanser 
Verlag heraus. Erhard hat das die ›Spielräume der Vernunft‹ öff-
nende Denken der französischen Jakobiner geschätzt und doch 
billigte er ihre revolutionären Gewalttaten, anders als die Haasis-
Edition dies vermittelt, keineswegs. Seine politische Philosophie 
ist vielmehr beispielhaft für den Versuch, sich selbstdenkend mit 
oder ohne Kant als ›Republikaner‹ im Spektrum antiaristokrati-
scher Positionen zu verorten und dem kantischen Denken rechts 
wie links des Rheins mehr politische Wirkungskraft zu verschaf-
fen. Seine Strategien zur Begründung der Menschenrechte auf 
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der Basis von Kants praktischer Philosophie genügen heutigen 
Ansprüchen zwar nicht mehr, das in ihnen enthaltene Problem
bewusstsein ist jedoch unverändert diskussionswürdig geblieben.

Die Neuausgabe der Revolutionsschrift war längst fällig. Für den 
Anstoß dazu und das Angebot, den Band in der Philosophischen 
Bibliothek herauszugeben, danke ich Marcel Simon-Gadhof vom 
Felix Meiner Verlag. Dr. James Clarke (York), Dr. Otto Danwerth 
(Frankfurt a. M.), Prof. Dr. Manfred Frank (Bielefeld), Dr. Michael 
Nance (Baltimore) und Bundesarbeitsrichter a. D. Christoph 
Schmitz-Scholemann (Weimar) möchte ich meinen Dank für ihre 
Expertise und die kritische Lektüre des Manuskripts aussprechen. 
Und den Teilnehmer:innen des von Dr. Felix Trautmann (Frank-
furt a. M.) organisierten Workshops »Das Recht auf eine Revolu-
tion. Zur Aktualität der Herrschaftskritik von Johann Benjamin 
Erhard und Étienne de La Boétie«, der im Juni 2024 im Institut 
für Sozialforschung stattgefunden hat, danke ich für ihre Impulse.

Weimar, Ende Dezember 2025� G. N.



Einleitung

 Die Schrift Ueber das Recht des Volks zu einer Revolution von 
Johann Benjamin Erhard erschien im Frühjahr 1795 unter 

Nennung von Autor und Verleger. Das verwundert, muss doch 
der Titel als eine radikale Befürwortung der Französischen Revo
lution verstanden werden. Die Brisanz der Schrift erklärt sich je-
doch nicht allein aus der Einforderung politischer Ideen. Sie re-
sultiert auch daraus, dass sich hier ein Aktivist zu Wort meldet, 
der über mehrere Jahre im politischen ›Untergrund‹ tätig war. 
Der Verzicht auf die Anonymität ist daher umso erstaunlicher. 
Er hatte ein rasches Verbot des Buchs in mehreren Territorien 
zur Folge. Außerdem kam es in Österreich, wo der zeitweise in 
US-Uniform reisende Erhard bereits polizeilich verhört worden 
war, zu Beschlagnahmungen, Verfolgungen und Verhaftungen. 
Das Buch verkaufte sich wegen dieser Unachtsamkeit schlecht, 
die verschiedenen staatlichen Unterdrückungsversuche konnten 
allerdings nicht verhindern, dass die Schrift unter den Zeitgenos-
sen ein prominentes Echo fand: Kant, Wieland, Fichte, Schiller, 
Novalis, Friedrich Schlegel und wahrscheinlich auch Goethe und 
Hölderlin, um nur einige zu erwähnen, haben sich mit Erhards 
Ideen eingehend auseinandergesetzt oder sie zumindest gekannt. 
Diese Resonanz war möglich, weil sich der Nürnberger Philosoph 
zum Zeitpunkt der Veröffentlichung bereits einen Namen gemacht 
hatte und erstklassig vernetzt war. 

In der Revolutionsschrift legt Erhard seine politische Theorie 
nicht geschlossen dar. Sie ist kein Lehrbuch. Vielmehr behielt er 
den Aufsatzcharakter der einzelnen Kapitel bei. Die oft nur rhap-
sodisch vorgetragenen Thesen stehen außerdem in einem engen 
systematischen Zusammenhang mit anderen Texten. Zentrale 
Fragen des Staatsrechts, wie etwa die nach der Begründung des 
Ausgangs aus dem Naturzustand, der staatlichen Gewaltenteilung 
oder dem Verhältnis von Staat und Kirche, werden bereits 1793 in 
Erhards Merkur-Beitrag Prüfung der Alleinherrschaft nach mora-
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lischen Prinzipien behandelt. Die Beziehung von Moral und Recht 
sowie die Kritik an Theorien des Eigentums und des Gesellschafts-
vertrags erörterte er in seinem späteren Aufsatz Apologie des Teu-
fels und der Rezension von Fichtes Beitrag zur Berichtigung der 
Urtheile des Publikums über die französische Revolution ausführ-
licher. Aufgrund der fehlenden systematischen Geschlossenheit 
skizziert die Revolutionsschrift lediglich die Umrisse einer politi-
schen Philosophie, die nicht in erster Linie – wie dies seit Erschei-
nen des Buchs missverstanden wurde – als Aufruf zur Revolution 
zu verstehen ist. Vielmehr handelt es sich um eine staatsrechtliche 
Stellungnahme mit besonderer, tagesaktueller Wirkungsabsicht. 
Erhard wollte dem kantischen Republikanismus mehr Gehör ver-
schaffen, um die Rechtsaufklärung des Volks zu verbessern, der 
Anarchie der ›Jakobiner‹ mit einem Aufruf zur Rechtsstaatlich-
keit entgegenwirken und gleichzeitig gegenüber Kant nicht nur ein 
Recht, sondern sogar eine Pflicht zum Ungehorsam begründen.

Wie viele Texte des Epochenumbruchs um 1800 wird die Schrift 
von spezifischen Ambivalenzen geprägt. Als ›vormodern‹ erweist 
sich Erhards Denken insofern, als seine Revolutionstheorie zwar 
den Begriff des ›Volks‹ schärfer differenziert, ihm jedoch das Klas-
senbewusstsein des 19. Jahrhunderts noch fehlt. Die Revolutions-
schrift steht noch in aufklärerischen Traditionen des Geheim-
bundwesens. Auch die Selbstverständlichkeit einer notwendig 
demokratischen Repräsentation der verschiedenen Volksinteres-
sen ist noch nicht gegeben. Und Erhards Theorie der Menschen-
rechte beruht auf einer Konzeption des Menschseins, die die 
Rechte nur tätigen moralischen Personen zuspricht. Menschen, 
die sich in verbrecherischer Weise gegen das Moralprinzip stellen, 
verwirken sie wieder, womit ihr fundamentales Recht auf Leben 
infrage gestellt wird.

Ungeachtet dieser hier schon einmal angedeuteten Grenzen ge-
lingt dem Nürnberger Kantianer in seiner Revolutionsschrift eine 
über Kant und seine Zeitgenossen hinausweisende Verknüpfung 
von Menschenrechtsdenken und Revolutionstheorie. Das Erkämp-
fen von Menschenrechten wird nicht nur zum Legitimationskri-
terium für revolutionären Widerstand, der universelle Kampf der 
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Menschheit um ihre Rechte wird zudem geschichtsphilosophisch 
geöffnet. Er wird zu einem konfliktreichen und möglicherweise 
Jahrhunderte dauernden kosmopolitischen Prozess, den die in ver-
schiedene Völker und Nationen geteilte Menschheit gemeinsam, 
wenngleich auf unterschiedliche Weise erkämpfen muss. Johann 
Benjamin Erhard gehört somit nicht nur zu den ersten deutschen 
Revolutionstheoretikern um 1800, er verdient ebenso als Vorden-
ker des modernen Menschenrechtsdenkens mehr Beachtung.1 

1.  Zu Leben und Werk J. B. Erhards

Erhards Biographie ist bis heute nicht zureichend aufgearbei-
tet worden. Sein Lebensweg wird oft verkürzt als Aufstiegsge-
schichte eines Handwerkerkinds dargestellt, das sich durch Fleiß 
und Selbststudium aus ärmlichen Verhältnissen herausarbeiten 
musste, später in Berlin jedoch in adeligen Kreisen verkehrte. Die-
ses biographische Muster entspricht nicht der Quellenlage und es 
ist sinnvoller, Erhard nicht einseitig als einen Autor zu betrachten, 
der »für die Interessen der besitzlosen Unterschichten« schrieb,2 
sondern in ihm einen intellektuellen Fürsprecher des gesamten 
dritten Standes zu sehen. Denn Erhards Familie lebte keineswegs 
mittellos.3 Die Eltern des am 8. Februar 1766 in Nürnberg gebore-

1  Vgl. Pollmann 2022, S. 23–25.
2  Haasis 1970, S. 213.
3  Bereits Erhards engster Freund Johann Karl Osterhausen (1765–1839) 

bemühte sich, diesen Eindruck richtigzustellen. Er war durch einen Nachruf 
in Umlauf gekommen: »In der Hallischen Litt. Zeitung [Anonymer Nekrolog 
1828] fand ich eine kurze biographische Schilderung von ihm, welche aber 
mehrere Unrichtigkeiten enthält, z. E. daß er armer Eltern und mit Dürftig-
keit und Mangel zu kämpfen hatte, was durchaus unrichtig ist. Seine Eltern 
waren, zumal in der Jugendzeit unsers Freundes, wohlhabende Leute, und 
wehrten dem Sohne nicht sich so viele litterarische Hülfsmittel anzuschaffen 
als er wollte. Die Siegelstecherkunst lernte er zu seinem Vergnügen, ließ sie 
bald wieder liegen und übte sie nie aus, um sich Geld zur Anschaffung von 
Büchern damit zu erwerben. Das Geld daß [!] erwarb er sich durch den Er-
trag eines gewissen Antheils, den ihm sein Vater von seinem Geschäft über-
ließ, bei dem er, als Gehilfe, bis zu seinem Abgang auf die Universität, und 
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nen Philosophen, der Scheibenzieher und Drahtfabrikant Jakob 
Reinhard Erhard (1738–1812) und seine Mutter Margaretha geb. 
Schatt (1732–1787), betrieben im Barfüßerviertel am Frauentor eine 
Werkstatt für Brillendraht.4 Wie viele gebildete Nürnberger Hand-
werker taten sich die Erhards durch ihre Liebe zu den Künsten und 
Wissenschaften hervor. Bereits der Großvater Daniel Erhard (gest. 
um 1748) experimentierte mit dem Mathematiker und Astronomen 
Johann Gabriel Doppelmayer (1677–1750) im Feld der Elektrizität.5 
Und auch sein Sohn Jakob Reinhard zählt zu den herausragenden 
Nürnberger Drahtziehern.6 Man darf sich die Lebensumstände 
der Familie Erhard daher nicht zu ärmlich vorstellen, wenn man 
verstehen will, wieso der junge Johann Benjamin trotz eines nur 
kurzen Besuchs der St.-Lorenz-Schule, durch den anschließenden 
häuslichen Unterricht bei Freunden und Bekannten und ein inten-
sives Selbststudium seine überdurchschnittlichen Fähigkeiten und 
seinen Kunstsinn entwickeln konnte.7 Die Quellen zur Biographie 
liefern keine Indizien dafür, dass es ihm ungewöhnlich schwer ge-
macht worden wäre, seine Ausbildung neben der Werkstattarbeit 
zu verfolgen. Auch der frühzeitige Abgang von der Lateinschule 

also bis zu seinem, 22sten Lebensjahr, täglich, in der Regel 6 bis 7 Stunden, 
und wenn es die Umstände erforderten noch länger, in der Werkstatt arbei-
tete. Langte dieser Ertrag nicht zu, so gab ihm seine Mutter gerne noch einen 
Zuschuß. Uiberhaupt verdienen seine Eltern eine ehrenwerthe Erwähnung 
in seiner Biographie. Denn sie beförderten seine Ausbildung, wenn nicht auf 
unmittelbare, doch mittelbare Weise auf das bereitwilligste.« Osterhausen 
an Varnhagen von Ense, Nürnberg, 10. März 1828, in: Biblioteka Jagiellońska, 
Krakau, Berol. Ms. Varnhagen Sammlung 10, Osterhausen.

4  Zur Topographie und Geschichte Nürnbergs vgl. Diefenbacher/Endres 
(Hg.) 2000.

5  Vgl. Lebensbeschreibung, S. 3.
6  Seine musikgeschichtlich bedeutende Leistung bestand in der klang-

verbessernden Herstellung von Klaviersaiten; vgl. Klaus 1996, S. 123 f. Um 
dafür Werbung zu machen, hat Johann Benjamin Erhard die Erfindung sei-
nes Vaters mathematisch präzise beschrieben; s. Erhard B.44.

7  Parallel zur Lateinschule erhielt Erhard auf einer der sog. deutschen 
Schulen einen offenbar sehr guten Mathematikunterricht. Dabei handelte 
es sich um häusliche Lehrstunden bei Schreib- und Rechenmeistern; vgl. 
Lebensbeschreibung, S. 7; Nopitsch 1801, S. 25; Diefenbacher/Endres (Hg.) 
2000, S. 207 f.



Ueber 
das Recht des Volks  
zu einer Revolution.

Von  
Johann Benjamin Erhard

Doctor der Medicin in Nürnberg.

Let us
Expatiate free o’er all this scene of man.1

Jena und Leipzig,
bei Christian Ernst Gabler

1795.
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Vorrede.

Wenn eine Vorrede den Zweck, den ein Autor bey Herausgabe ei-
ner Schrift hat, und den Gesichtspunkt, aus dem er beurtheilt seyn 
will, angeben soll, so war es überflüssig, diesen Abhandlungen eine 
Vorrede vorzusetzen: denn beydes wird man ohnedem errathen. 
Der Zweck dieser Abhandlungen ist – gelesen, verstanden und be-
herzigt zu werden. Den Gesichtspunkt, aus dem sie zu beurtheilen 
sind, giebt | der Titel an. Ob sie das leisten, was er verspricht, hat 
der Leser zu untersuchen. Sie hätten also keiner Vorrede bedurft, 
wenn es nicht bisweilen nöthig wäre, zu erklären, daß man keinen 
besondern Zweck mit einer Schrift habe, um der Andichtung eines 
sonderbaren zu entgehen. Ich glaube meine Meynung deutlich ge-
sagt zu haben. Was ich gesagt habe, halte ich für wahr: aber nicht 
mehr und nicht weniger, als ich mit dürren Worten sage. Sollte da-
her jemand irgendwo eine Anspielung, oder eine versteckte Mey-
nung ausspüren,2 so hätte er es einzig und allein seinem Witze und 
meinem ungeschickten Ausdruck zu danken, und mir würde es 
wie einem | unschuldigen Mädchen gehen, das über die Zweydeu-
tigkeit erröthet, die ein Witzling in ihren arglosen Worten findet. 
Sollte es aber geschehen, daß jemand diese Abhandlungen nicht 
wahr, oder nicht verständlich fände, so wünsche ich nur, daß sie 
der, der sie unverständlich findet, nicht widerlegen, und der sie 
widerlegt, verstehen möge!

Nürnberg, den 12 Sept. 1794.3 | 
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Einleitung.

Das Recht des Volks zu einer Revolution scheint auf dem Einfluß 
zu beruhen, den das Volk auf die Staatsverfassung haben soll, wel-
cher weder mit dem, den es hat, noch mit dem, den es moralischer 
Weise haben oder nicht haben kann, weil er ihm zur Behauptung 
seiner Menschenrechte nicht schlechterdings nothwendig ist, 
verwechselt werden darf. Dieser Einfluß müßte aus den Rechten 
des Menschen über | haupt, und aus dem Recht, welches dem Volk 
besonders zukommt, bestimmt werden. Um aber in dieser Unter
suchung nicht vielleicht nach etwas zu suchen, das es gar nicht 
geben kann, ist es nöthig, das Recht zu einer Revolution besonders 
zu erörtern, um zu wissen, ob es überhaupt ein solches Recht geben 
könne, und von welcher Art es sey. Die Menschenrechte sind die 
ursprüngliche Quelle aller andern.4 Eine Deduction derselben muß 
daher ieder Deduction anderer Rechte vorhergehen. Insoferne die 
Rechte positiv bestimmt sind, bedürfen sie freylich nicht so weit 
zurückgeführt zu werden, allein dann können sie auch nicht auf 
Allgemeingültigkeit Anspruch machen, sie gelten dann nur in dem 
Kreis von Menschen, der sich über sie verglichen hat, oder der sie 
wegen einer Tradition von der Heiligkeit ihres Ursprungs, oder 
auch aus bloßer Gewohnheit achtet. Da ich | kein Buch kannte, auf 
welches ich mich mit sicherm Beyfall des Publicums hätte beru-
fen können, worinn sich diese Deduction vorfände; so hielt ich es 
für nöthig, sie in der ersten Abhandlung selbst zu versuchen.5 Auf 
diesen Grund bauete ich die zweyte, die über das Recht eine Revo-
lution anzufangen überhaupt entscheiden soll. In dieser Abhand-
lung habe ich alle politischen Erörterungen über die Veranlassung, 
Beschaffenheit und Folgen der Revolutionen, insoweit sie keinen 
Einfluß auf die moralische Entscheidung der Frage haben, gänzlich 
zu vermeiden gesucht. Um die Anwendung auf die Entscheidung 
der Hauptfrage mit Sicherheit machen zu können, hielt ich es für 
nöthig, den Begriff des Volkes überhaupt, und das moralische 
Verhältnis des Volks gegen den Theil, den man ihm gewöhnlich 



8	 Ueber das Recht des Volks zu einer Revolution� iv – vi

entgegensetzt, insbesondere zu | entwickeln, welches in der dritten 
Abhandlung geschehen ist. Die vierte, die die Hauptfrage betrift, 
mußte nothwendig, weil sie nur die Anwendung der in den vor-
hergehenden gefundenen Resultate auf einen bestimmten Fall ent-
hält, die kürzeste werden; weil sie aber der Zweck ist, auf den sich 
die andern beziehen, so hielte ich es für schicklich den Titel der 
sämmtlichen Abhandlungen von ihr zu entlehnen. So lange man 
nicht über den Umfang und die Wichtigkeit der Menschenrechte 
einig ist, so lange kann man auch nicht über die moralische Wür-
digung der Revolutionen einig seyn. Die erste Abhandlung ver-
dient daher die genaueste Prüfung, und die übrigen sind als eine 
Probe der Richtigkeit der in der ersten aufgestellten Grundbegriffe 
anzusehen, von deren Richtigkeit sich wieder an den Thatsachen, 
die uns die Geschichte darbietet, da | durch die Probe machen läßt, 
daß man versucht, ob sie zur Erklärung der moralischen Möglich-
keit derselben zureichen, – welche Probe ich aber für dießmal dem 
Leser selbst überlasse. Die Gründe aus ihren Folgen zu prüfen, ist 
ein eben so wichtiges Geschäft, für die so leicht sich verirrende 
menschliche Vernunft, als Folgen aus wahrgeglaubten Gründen 
abzuleiten. Dieß Verfahren, die höchsten Gründe durch Reflexio-
nen aufzusuchen, die Folgen richtig abzuleiten, und die Ueberein-
stimmung dieser Folgen mit dem, was sich in der Erfahrung als 
richtig bewährt hat, zu vergleichen, und etwas erst vermöge der 
Harmonie mit Erfahrung, Gefühl und unverdorbner Neigung,6 
und nicht wegen der systematischen Darstellung allein, deren 
zwar iede Wahrheit fähig ist, die aber auch oft den Irrthum ver-
birgt, für wahr zu halten, war von ieher die Methode des ge | sunden 
Menschenverstandes,7 an die sich zu halten, wenigstens noch so 
lange räthlich8 seyn mögte, bis es den philosophischen Adepten 
gelungen seyn wird, den metaphysischen Stein der Weisen, oder 
das höchste Princip, von dem sich alle Wahrheiten, wie von einem 
Knäuel abwinden lassen, zu finden.9
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I.  
Deduction10 der Menschenrechte.

Das Worte Recht bezeichnet in der deutschen Sprache einen Be-
griff von viel zu weitem Umfange, als daß er sich ohne nähere Be-
stimmung befriedigend erklären ließe.11 Unsere Sprache hat aber 
verschiedene Ausdrücke, die, da sie alle unter dem Begriff Recht 
stehen, nothwendig die Merkmale dieses Begriffs in sich fassen, 
und da sie dennoch in ihrer Bedeutung verschieden sind, zugleich 
eine Erläuterung und Anwendung dieses Begriffs geben müssen. 
Diese Ausdrücke sind aber nur in so weit zu dieser Absicht dien-
lich als sie weder eine tropische12 Bedeutung anderer Art, noch die 
ursprüngliche Bedeutung des Worts Recht (gerade) in sich enthal-
ten. Die Ausdrücke, welche alsdann übrig bleiben sind folgende: es 
ist recht; er | hat recht; er hat ein Recht; er hat das Recht; er hat es 
mit Recht, (es geschieht mit Recht); er thut recht. Beyspiele in de-
nen diese Ausdrücke vorkommen, werden am besten dazu dienen, 
uns ihre Verschiedenheit und Uebereinstimmung und dadurch 
den Begriff von Recht, unter den die Menschenrechte gehören, fin-
den zu lassen. Beyspiele für den Gebrauch der angegebenen sechs 
Ausdrücke mögen folgende seyn: es ist recht, daß das hohe Spiel13 
verboten wurde; er hat recht, wenn (daß) er seinem Nachbar14 nicht 
mehr den freyen Zutritt in seinem Garten verstattet; er hat ein 
Recht auf die angrenzende Wiese; er hat das Recht Branntewein 
zu brennen; er ist ein reicher Mann, aber er hat sein Vermögen mit 
Recht; er thut recht, daß er sich von seinem Herrn nicht mehr so 
hudeln15 läßt. Mehrere Beyspiele werden iedermann beyfallen. Die 
Verschiedenheit des Begriffs Recht der diesen Redensarten zum 
Grunde liegt, läßt sich sehr leicht auffinden, und dadurch muß sich 
auch das Gemeinschaftliche entdecken. In der ersten Redensart: 
es ist recht, wird nicht allein gesagt, daß etwas ge | schehen dürfe, 
sondern es liegt auch noch der Nebenbegriff darin, daß es gut 
sey, daß es geschehe. In der zweyten: er hat Recht, bezieht sich 
der Nebenbegriff auf die Wahrheit des Rechtsgrundes, und auf die 
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Billigkeit mit der etwas geschieht. Im zweyten Ausdrucke wird 
aber nur subjectiv geurtheilt, und wenn gleich der Ausspruch als 
objectiv gültig gethan wird, so wird die Sache doch nicht als objec-
tiv schon entschieden, vorausgesetzt. In dem obigen Beyspiel wird 
iedermann so gleich aus der Art des Vortrags schliessen, daß es 
wahr seyn müsse, daß der Nachbar diese Härte verschuldet habe, 
aber daß diese Wahrheit noch nicht so allgemein bekannt sey, daß 
sie nicht mehr das Zeugniß des Erzählenden bedürfen sollte. In 
der dritten Redensart: er hat ein Recht, ist die Beziehung auf das 
positive Recht völlig klar. In der vierten: er hat das Recht, wird ge-
sagt, daß etwas, das überhaupt für recht gehalten wird, einem ins 
besondere zugestanden werde. In der fünften: er hat es mit Recht, 
wird der Nebenbegriff des Verdienstes mit dem Recht verbunden. 
In der sechsten: er thut recht, wird zu | gleich mit angezeigt, daß 
man etwas vor seinem Gewissen verantworten könne.

In alle diesen Redensarten findet sich das Erlaubtseyn als eine 
vorauszusetzende Bedingung, wenn überhaupt das Wort, Recht, 
gebraucht wird. Die ersten zwey Redensarten beziehen sich im all-
gemeinen auf ein Erlaubtseyn, ohne zu bestimmen, ob die Erlaub-
niß schon gesetzlich gegeben worden, oder ob nicht vielmehr statt 
einer gesetzlichen Erlaubnis ein wirkliches Gebot statt finde. Im 
verneinenden Gebrauch dieser Ausdrücke, wo diese Zweydeutig-
keit wegfällt, ist daher ihre Bedeutung weit stärker, und sie drüc-
ken, besonders der erste, eine auffallende Ungerechtigkeit aus, die 
unmittelbar das moralische Gefühl empört. Die positiven Gesetze 
haben auf das, was in den beyden ersten Ausdrücken Recht heißt, 
gar keine Beziehung, und sie können etwas erlauben, das durch 
diese Ausdrücke als ungerecht verworfen wird; wie z. B. wenn man 
sagt: es ist nicht recht, daß der reiche N. seinen armen Nachbar, der 
ihn wegen der vielen Unglücksfälle, die ihn treffen, nicht gleich be-
zah | len konnte, von Hauß und Hof jagt. – Hier geben die Gesetze 
dem reichen N. das Recht unrecht zu handeln. Der Begriff von 
Recht in den zwey ersten Redensarten ist ein rein moralischer Be-
griff, und kann daher nicht zum Grunde gelegt werden, wenn nicht 
bloß vom Recht, sondern von Rechten die Rede ist. Es liegt auch in 
diesen beyden Ausdrücken allemal eine gewisse Verbindlichkeit, 
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das zu thun was Recht ist, und wozu man Recht hat, ob gleich nicht 
immer eine vollkommene16 da ist, die in den folgenden ein Recht 
und das Recht haben nicht liegt; denn ich halte mich nicht für ver-
bunden etwas deswegen zu thun, weil ich ein Recht, oder das Recht 
dazu habe, so wie ich mich dazu verbunden glaube, wenn ich ein-
sehe, daß es recht ist es zu thun, ja ich kann, wie wir schon oben ein 
Beyspiel gegeben haben, Rechte besitzen, die ich nicht mit Recht 
in Ausübung bringen kann. Wenn daher von Rechten die Rede ist, 
so kann nur der Begriff von Recht zum Grunde gelegt werden, der 
sich in der dritten und vierten Redensart findet. In diesen ist das 
Recht ohne alle Ver | bindlichkeit es wirklich auszuüben, und wenn 
ich gleich in besondern Staatsverhältnissen mein Recht dadurch 
verlieren kann, daß ich es nicht ausübe, so kann man mich doch 
deswegen ohne andere Gründe keines Unrechts beschuldigen. Ich 
habe erst dann Unrecht, wenn ich wider die Bedingungen, unter 
welchen ich das Recht habe, es dennoch behaupten will. Ehe man 
aber ein Recht haben kann, muß es wenigstens im allgemeinen 
schon entschieden seyn, daß dieß Recht nicht an sich ein Unrecht 
ist; der Grund eines Rechts selbst liegt daher allezeit in der Moral, 
und nur die Aus- und Ertheilung gehört in die eigentliche Rechts-
lehre.17 In dem mir also ein Recht oder das Recht ertheilt wird, 
wird mir eine bloße Vergünstigung ertheilt, etwas ohne weitere 
Anfrage zu thun, und auf Beystand gegen die mir etwan gemach-
ten Hindernisse zu rechnen, wenn ich es für gut finde, das Gut-
befinden aber ganz meiner Willkühr überlassen. In der fünften 
und sechsten Redensart liegt mehr als das bloße Recht seyn nach 
den positiven Gesetzen, und weniger als das absolute Rechtseyn. 
Es wird | dadurch angezeigt, daß der, der ein Recht hat, zugleich 
auf moralische Billigung des Gebrauchs dieses Rechts Rücksicht 
nimmt, ob ihm gleich nicht immer ein Vorwurf zu machen wäre, 
wenn er sich gleichwohl seines Rechts begeben hätte. Da der 
Mensch nur selbst über die innere Verpflichtung urtheilen kann, 
und die Ausübung der Rechte eine Gewissenssache ist, so kann 
von dem Recht ein höchst ungerechter Gebrauch gemacht werden, 
ohne daß es durch positive Gesetze gehindert werden kann. Wenn 
daher eine Erklärung vom Recht in der Beziehung gesucht wird, 
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um daraus die nothwendige äussere Anerkennung gewisser Rechte 
im Staate herzuleiten, so kann die Einschränkung, der die Aus-
übung dieser Rechte von Seiten der Moral unterworfen ist, nicht 
in die Erklärung des Rechts aufgenommen werden, ob sie gleich 
in die Erklärung dessen, was recht heissen kann, nothwendig mit 
hinein gehört. In so fern iemand ein Recht hat, bleibt ihm seine 
Willkühr innerhalb dieses Rechts von aussen unbeschränkt.18 
Dieses Vermögen nach Willkühr zu handeln kommt ihm durch 
das | Recht zu, und muß ihm als recht, nicht als bloß erlaubt in 
einem einzelnen Fall, zugestanden seyn. Diese Zugestehung muß 
bestimmt und allgemein anerkannt, das heißt, gesetzlich seyn. 
Ein Recht kann daher richtig so erklärt werden: es ist eine gesetz-
liche Anerkennung einer unbeschränkten Willkühr in gewissen 
durchs Gesetz bestimmten, oder von demselben nicht besonders 
ausgenommenen Fällen. Werden andere von der Ausübung dieses 
Rechts durch ein bestimmtes Gesetz ausgeschlossen, so entsteht 
daraus nicht nur ein Recht, sondern auch das Recht. Die Summe 
aller dieser Fälle, in denen ich ein oder das Recht habe, macht den 
Inbegriff meiner Rechte aus. So wie die Erlaubnis aus Güte nicht 
hinreicht, ein Recht darauf zu gründen, so ist auch Gewalt allein 
nicht im Stande ein Recht aufzuheben. Was die Moral erlaubt ist 
zwar recht, aber es ist deswegen nicht ein Recht, das letztere wird 
nur durch die Gesetzgebung bestimmt. Die Moral bestimmt daher, 
was recht ist, und die Rechtslehre, was ein Recht einer gewissen 
Person ist. Untersucht die Rechtslehre nur, was vermöge der | Mo-
ral ein Recht seyn kann, und was wegen der Verhältnisse, in wel-
che die Menschen treten müssen, um bey der Entwicklung ihrer 
Kräfte am glücklichsten und friedlichsten mit einander zu leben, 
dafür erklärt werden soll, so heißt sie Naturrecht;19 bestimmt sie 
was in einem Staat dafür erkannt20 wird, so heißt sie Rechtsgelahrt-
heit. Das positive Recht darf dem Naturrecht nie zuwider seyn, 
weil es dadurch gegen die Moral wäre; aber es kann unter den im 
Naturrecht möglichen Rechten, einige, als wirklich bestimmen, 
ohne entscheidende Gründe für diese Auswahl zu haben. Darauf 
gründet sich die moralische Möglichkeit verschiedener Gesetze 
in verschiedenen Staaten. Hier entsteht nun die Frage, ob es so 
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bestimmte Rechte giebt, daß kein Staat, der nicht unmoralisch 
genannt werden müßte, unterlassen kann, sie gesetzlich anzuer-
kennen? und ob es daher Fälle giebt, in denen meine Willkühr in 
ieder Staatsverfassung, die moralisch ist, (und das sollen sie alle 
seyn,) gesetzlich anerkannt, oder wenigstens unbeschränkt seyn 
muß, ja welche nicht einmal diese Anerkennung be | sonders be-
dürfen, sondern sie schlechterdings voraussetzen, wofern die Ge-
setzgebung selbst nicht ihrer Würde verlustig seyn soll? diese Fälle 
müßten dadurch schon bestimmt seyn, daß ich eine Person bin, 
und die Beschränkung meiner Freyheit in diesen Fällen, müßte 
zugleich auch die Aeusserung meiner Persönlichkeit aufheben. 
Diese Rechte würden dann Menschenrechte seyn, und sie würden 
allein dadurch gesetzlich im Staate anerkannt, daß ich vom Staate 
für eine Person erklärt bin.

Die weitere Erörterung führt wieder auf drey Fragen: muß ie-
der Mensch als eine Person anerkannt werden, oder giebt es einen 
bestimmteren Charakter der Persönlichkeit? ist die Anerkennung 
dieser Rechte, die unnachlaßliche Bedingung, um einer Gesetzge-
bung als moralisches Wesen zu gehorchen? und was ist überhaupt 
die innere Bedingung der Gültigkeit eines Gesetzes? die letzte 
Frage wollen wir am ersten untersuchen, weil sie die Untersuchung 
der übrigen nicht voraussetzt, aber diese nicht ohne daß iene be-
antwortet ist untersucht werden können. |

Gesetz ist die Vorschrift, nach der etwas entweder geschehen 
muß oder geschehen soll. Jenes sind Naturgesetze, dieses sind Frey-
heitsgesetze.21 Jedes Gesetz für ein freyes moralisches Wesen muß 
daher den Charakter des Sollens haben. Das Sollen bestehet aber 
in der eigenen Ueberzeugung, daß eine Vorschrift meiner morali-
schen Natur so angemessen ist, daß ich es als Gesetz dieser Natur 
anerkennen muß. Eine Vorschrift, die diesen Charakter nicht an 
sich hat, kann wohl für mich zwingend seyn, wie die Naturge-
setze, aber ich brauche ihr nicht zu gehorchen, und ich kann und 
soll meine Freyheit gegen alles behaupten, was mich zu etwas zu 
zwingen sucht, daß ich nicht soll. Die bürgerlichen Gesetze, die 
nicht durch Zwang sondern durch Gehorsam befolgt werden sol-
len, dürfen dem Charakter der Freyheitsgesetze nie widersprechen. 
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Es ist die innere Bedingung eines ieden Gesetzes, welches Men-
schen gegeben wird, daß es den Sittengesetzen nicht widerspreche. 
Diese Sittengesetze kündigen sich dem Menschen unmittelbar in 
seinem Bewußtseyn an,22 und wenn seine Freyheit nicht durch | 
sie gebunden ist, so ist doch ihr Daseyn für ihn unläugbar. Sie 
bedürfen keiner menschlichen Bestätigung, sondern werden von 
uns mit der Achtung23 aufgenommen, die Gesetze, die als mögli-
che Gebote eines heiligen Willens24 erkannt werden, erfordern. Da 
die bürgerlichen Gesetze aber durch Menschen gegeben sind, so 
können diese Gesetze von andern Menschen nur dann mit Ach-
tung aufgenommen, und mit gutem Willen befolgt werden, wenn 
sie entweder iene Sittengesetze selbst sind, die in der Gesellschaft 
als Befehle vorgetragen werden, auf deren Uebertretung nun auch 
zeitliches, von Menschen veranstaltetes Weh gesetzt ist; oder wenn 
ihre Vernunft selbst die Nothwendigkeit des Gesetzes zu ihrem 
Wohl einsieht; oder wenn sie den Menschen, der sie gab, von einer 
Gottheit begeistert glauben. Das letzte wird aber von einer culti-
virten Nation nicht ohne Prüfung geglaubt, und da diese Prüfung 
nur durch die Vernunft geschehen kann, welche untersucht, ob 
das, was ein Mensch vorträgt göttlich seyn kann, so gründet sich 
alle innere Verbindlichkeit der Gesetze darauf, daß sie dem | er-
sten Sittengesetz und der Vernunft gemäß sind. Es wird zwar vieles 
von den Menschen als ein Gesetz geachtet, das wider die Vernunft 
ist, wie z. B. daß der Landmann seine Aecker durch keinen Zaun 
vor den Verwüstungen des Wildes schützen, oder das überflüßige 
Wild nicht ausrotten soll; allein dieser Gehorsam gründet sich auf 
die seit langer Zeit gewohnte Unterdrückung, und auf abergläubi-
sche Unterwürfigkeit gegen Despoten: keiner aber, der des Nah-
mens Mensch würdig ist, wird eine solche Verordnung des Nah-
mens Gesetz würdig finden. Die Vernunft ist und bleibt die einzige 
wahre Gesetzgeberin; denn selbst das Sittengesetz wird durch sie 
erkannt, und seine Forderungen näher entwickelt. Was der Ver-
nunft widerspricht, kann kein Gesetz für Menschen heissen, es 
ist der Ausspruch eines Thoren, oder die Drohung eines Räubers.

Die Vernunft beurtheilt ein Gesetz in zwey Rücksichten, an 
sich, als der moralischen Natur des Menschen angemessen oder 
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widersprechend, und in Beziehung auf den Zweck, der durch das 
Gesetz erreicht werden | soll. Der Zweck den Menschen bey allen 
ihren Handlungen, ihrer Natur nach haben, ist Glückseeligkeit 
bey einem guten Gewissen. Die Gesetze können nun wohl Letz-
teres allein, als das Höchste, zum Zwecke haben, aber nicht das 
Erstere, sehr wohl aber beydes zu verbinden suchen. In der erstern 
Rücksicht sind sie bloß moralische Gesetze, in der zweyten sind 
sie bürgerliche Gesetze, deren Zweck darinnen besteht, zu verhin-
dern, daß das Laster nicht äussern Wohlstand bewirken könne, 
und die Tugend darben müsse. Was ohne Einfluß auf das äussere 
Wohl anderer ist, ist kein Gegenstand der bürgerlichen Gesetze. 
Die innere Bedingung der Gültigkeit eines Gesetzes ist daher die 
Vernunftmäßigkeit. Eine Bedingung der Gültigkeit eines Geset-
zes für Menschen ist es also, daß sie nichts enthalten, was einem 
moralischen Wesen entgegen ist. Alle Fälle, die meiner Willkühr 
überlassen werden müssen, um mich als moralisches Wesen zeigen 
zu können, dürfen durch das Gesetz nicht anders bestimmt seyn, 
als sie es durch freye Wahl eines moralischen Wesens an sich selbst 
schon sind, und | wenn man diese Fälle unter den Begriff Men-
schenrechte zusammen faßt, so darf kein Gesetz die Menschen-
rechte einschränken.

Die Frage, ob ieder Mensch als moralisches Wesen oder als 
Person betrachtet werden müsse, kann nur dadurch entschieden 
werden, daß der Charakter der Persönlichkeit angegeben wird. 
Die Persönlichkeit ist das Vermögen mich nach selbstgewählten 
Gesetzen zu Handlungen zu bestimmen, oder nach Maximen zu 
handeln.25 Wo dieses Vermögen angetroffen wird, da muß die 
Persönlichkeit anerkannt werden. Daß es Menschen giebt, bey de-
nen dieses Vermögen problematisch ist, kann die Gesetzgebung, 
die sich nie in die Gefahr setzen soll die Moralität zu verkennen, 
nicht berechtigen, irgend einen Menschen anders als eine mögliche 
Person26 zu behandeln. Die Anerkennung der Menschenrechte ist 
daher eine allgemeine Bedingung der moralischen Gültigkeit einer 
Gesetzgebung.

Wir gehen nun zur nähern Bestimmung der Menschenrechte 
über. Sie sind alle unter der Formel begriffen: Der Mensch muß 
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als eine Person behandelt werden. Der Charakter einer Per | son 
ist Selbstbestimmung aus Einsicht. Alles ist daher wider die Men-
schenrechte, was Bestimmung durch fremde Willkühr allein 
fordert. Dieß ist das ursprüngliche, alle andern unter sich begrei-
fende Menschenrecht, daß er seine Willkühr nicht durch die bloße 
Willkühr eines andern einschränken lassen darf.27 Es muß ausser 
fremder Willkühr allezeit noch ein anderer Grund, den er selbst 
billigen kann, wenn er ihn einsieht, vorhanden seyn, um seine 
Willkühr einzuschränken – und dieser Grund muß die Abwen-
dung eines äusseren die Gesellschaft treffenden Uebels seyn, um 
ihn ins besondere durch die bürgerlichen Gesetze einzuschrän-
ken. Dadurch unterscheiden sich Erziehung und Gesetzgebung.28 
Die Erziehung kann den Menschen in vielen Fällen beschränken, 
wo ihm die bürgerlichen Gesetze freye Willkühr lassen müssen. 
An diesem Leitfaden29 lassen sich die Menschenrechte aufsuchen, 
indem man nur die Fälle bemerken darf, wo keine Einschränkung 
durch sittliche und vernünftige Gründe Statt haben kann, ohne 
die Persönlichkeit aufzuheben, und wo die Beschränkung keinen 
Grund in den all | gemeinen gesellschaftlichen Interesse hat. Wo 
nur die bloße Willkühr eines andern ihn beschränken kann, da 
hat der Mensch ein Recht seiner Willkühr zu folgen, und sich der 
ihm entgegenstrebenden Willkühr des Andern mit Gewalt zu wi-
dersetzen.

Am deutlichsten fällt in die Augen, daß ihn nur da bloße Will-
kühr beschränken könne, wo sein Benehmen ohne allen Einfluß 
auf das mit Vernunft und Recht zu fordernde Wohl und Wehe an-
derer ist, und er schlechterdings, wenn er als moralisches Wesen 
handeln will, aus innerer Ueberzeugung handeln muß. Ich habe 
hier den Beysatz mit Vernunft und Recht deswegen gemacht, weil 
man nur unter dieser Bedingniß auf das Wohl anderer Rücksicht 
zu nehmen hat, indem die Gerechtigkeit selbst eine Störerin des 
Wohls der Bösen ist. Diese Gleichgültigkeit für das wahre Wohl 
und Wehe der Gesellschaft und die Nothwendigkeit innerer 
Ueberzeugung findet sich: 1) in Gewissenssachen, in so fern nicht 
das Betragen in Handel und Wandel, sondern nur der Trost für das 
Herz von ihnen abhängt. | 2) in Meinungen die rein wissenschaft-
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